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Grundsteuer/ Grunderwerbsteuer

BFH: Grunderwerbsteuerbefreiung bei Übergang von einer
Gesamthand

Missbräuchliche Gestaltungen durch eine Kombination eines nicht steuerbaren Erwerbs
einer Beteiligung an einer Gesamthand mit einer steuerbefreiten Grundstücksübernahme
aus dem Vermögen der Gesamthand sollen durch § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG verhindert werden.
Diese Vorschrift ist allerdings gegen ihren Wortlaut teleologisch zu reduzieren und insoweit
nicht anzuwenden, wenn der Wechsel im Gesellschafterbestand grunderwerbsteuerbar war.
Der BFH bestätigt mit diesem Urteil seine ständige und von der Finanzverwaltung
grundsätzlich akzeptierte Rechtsprechung. Darüber hinaus hält es der BFH für nicht
maßgebend, ob die Grunderwerbsteuer tatsächlich festgesetzt und entrichtet wurde.

Sachverhalt
Eine GmbH (Klägerin) hat sämtliche Kommanditanteile an einer KG mit Grundvermögen
sowie sämtliche Geschäftsanteile an der Komplementär-GmbH erworben. Ein paar Monate
später wurden Insolvenzverfahren über das Vermögen der KG und der Komplementär-
GmbH eröffnet. Das Finanzamt setzte zunächst mit einem Bescheid gegen die KG wegen des
Anteilserwerbs der Klägerin an der KG Grunderwerbsteuer nach § 1 Abs. 2a GrEStG fest.
Diese Steuer wurde im Rahmen des Insolvenzverfahrens nicht mehr entrichtet.

Nach Löschung der KG im Handelsregister setzte das Finanzamt wegen des Übergangs des
Gesellschaftsvermögens der KG auf die GmbH im Wege der Anwachsung (§ 738 BGB) unter
Berufung auf § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG Grunderwerbsteuer fest. Auch das FG sah in der
Anwachsung des KG-Vermögens auf die GmbH einen grunderwerbsteuerbaren Vorgang
nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG. Nach Auffassung des FG findet die Befreiung des § 6 Abs. 2 S.
1 GrEStG wegen § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG keine Anwendung.

Entscheidung
Der BFH kommt entgegen der Auffassung des FG zu dem Schluss, dass der durch die
Anwachsung bewirkte Erwerbsvorgang von der Grunderwerbsteuer befreit ist.

Gesetzliche Grundlagen

Geht ein Grundstück von einer Gesamthand in das Alleineigentum einer an der
Gesamthand beteiligten Person über, so wird nach § 6 Abs. 2 S. 1 GrEStG die Steuer in Höhe
des Anteils nicht erhoben, zu dem der Erwerber am Vermögen der Gesamthand beteiligt ist.
Dies gilt nach § 6 Abs. 2 S. 2 GrEStG auch ausdrücklich im Falle der Auflösung der
Gesamthand.

Nach § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG gilt die o.g. Vorschrift insoweit nicht, als ein Gesamthänder
innerhalb von fünf Jahren vor dem Erwerbsvorgang seinen Anteil an der Gesamthand durch
Rechtsgeschäft unter Lebenden erworben hat.

Nach dem Gesetzeswortlaut steuerbarer und steuerpflichtiger Vorgang

Die durch die Insolvenz der Komplementär-GmbH bewirkte Auflösung der KG und die
daraus folgende Anwachsung des Vermögens der KG auf die Klägerin stelle – unstrittig –
einen grunderwerbsteuerbarenVorgang nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG dar. Nach § 6 Abs. 2 S.
2 GrEStG sei die Steuer im Streitfall allerdings nicht zu erheben. Nach dem Gesetzeswortlaut
greife allerdings die Rückausnahme nach § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG, da die GmbH ihre
Kommanditbeteiligung innerhalb der Fünfjahresfrist erworben habe. 

Aber teleologische Reduktion des § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG gegen den Gesetzeswortlaut

Allerdings beruft sich der BFH auf seine ständige Rechtsprechung (vgl. BFH-Urteil vom
24.06.1969, II 142/63) und vertritt die Auffassung, dass die Vorschrift des § 6 Abs. 4 S. 1
GrEStG gegen ihren Wortlaut teleologisch zu reduzieren ist.

Nach dem BFH handelt es sich bei § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG um eine
Missbrauchsverhinderungsvorschrift, mit der Steuerumgehungen durch die Kombination
eines außerhalb von § 1 Abs. 2a GrEStG nicht steuerbaren Wechsels im



Gesellschafterbestand einer Gesamthand und der nachfolgenden nach § 6 GrEStG
begünstigten Übernahme von Grundstücken aus dem Gesamthandsvermögen durch den
„neuen“ Gesellschafter verhindert werden sollen (vgl. BFH-Beschluss vom 19.03.2003, II B
96/02). § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG ziele allerdings lediglich darauf ab, eine solche Kombination
eines nicht steuerbaren Erwerbs einer Beteiligung an einer Gesamthand mit einer
steuerbefreiten Grundstücksübernahme aus dem Vermögen der Gesamthand zu
vermeiden; hingegen sei § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG nicht anwendbar, soweit schon abstrakt
keine Steuer zu vermeiden war. Auch die Finanzverwaltung nimmt an, dass eine
teleologische Reduktion vorzunehmen ist, wenn die Steuerumgehung subjektiv
ausgeschlossen sei (vgl. Gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder
vom 09.12.2015, Tz. 7.6.). Da im Streitfall bereits der Erwerb des Anteils an der Gesamthand
nach § 1 Abs. 2a GrEStG der Grunderwerbsteuer unterlag, ist nach dem BFH eine
Steuerumgehung objektiv nicht möglich (vgl. BFH-Beschluss vom 19.03.2003, II B 96/02) und
folglich ist auch § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG nicht anwendbar.

Tatsächliche Festsetzung und Erhebung der Grunderwerbsteuer nicht maßgeblich

Nach dem BFH kommt es nicht darauf an, ob Grunderwerbsteuer tatsächlich festgesetzt
und erhoben wurde, sondern nur darauf, ob der Vorgang der Grunderwerbsteuer
„unterliegt“, d.h. steuerbar ist und vorbehaltlich von Befreiungstatbeständen
Grunderwerbsteuer festzusetzen ist. Diese Sichtweise entspreche auch dem Zweck der
Vorschrift. Eine objektive Steuerumgehungsmöglichkeit hänge nicht davon ab, ob es zu
Schwierigkeiten bei der Erhebung der einen oder anderen Steuer gekommen sei. Nach
diesen Grundsätzen sei für die Steuerbefreiung des zweiten Erwerbs allein auf die
Grunderwerbsteuerbarkeit des ersten Erwerbs abzustellen und nicht auf die
Grunderwerbsteuerpflicht, die Festsetzung oder Erhebung der Grunderwerbsteuer.

Betroffene Normen
§ 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG

Streitjahr 2013 

Anmerkung
Die Gleichlautenden Erlasse der Obersten Finanzbehörden der Länder vom 09.12.2015
wurden mittlerweile zwar durch die Ländererlasse vom 12.11.2018 ersetzt und aktualisiert.
Allerdings geht auch die Finanzverwaltung – wie der BFH – wohl weiterhin von einer
teleologischen Reduktion des § 6 Abs. 4 S. 1 GrEStG aus.
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